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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz 2018) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/800 

Einzelplan 07 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 

Bericht über das Ergebnis der Beratungen des 

Integrationsausschusses 

Votum 

Der Einzelplan 07 wird unverändert angenommen. 





Bericht 

A Allgemeines 

Der Gesetzentwurf über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz 2018) - Drucksache 17/800 - wurde vom Plenum 
nach 1. Lesung am 15. November 2017 an den Haushalts- und Finanzausschuss - federfüh­
rend - sowie an die zuständigen Fachausschüsse mit der Maßgabe überwiesen, dass die Be­
ratung des Personalhaushalts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze im Haushalts­
und Finanzausschuss unter Beteiligung seines Unterausschusses Personal erfolgt. 

B Beratungen 

Der Einzelplan 07 (Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration) wurde vom 
Integrationsausschuss in dessen Sitzungen am 22. November 2017 und 6. Dezember 2017 
beraten. Die Vorlagen 17/240, 17/319, 17/359 und 17/375 flossen in die Beratungen ein. 

Die abschließende Beratung und Abstimmung fand in der Sitzung am 6. Dezember 2017 
statt. 

C Änderungsantrag der Fraktion 

Der aus der Anlage ersichtliche Änderungsantrag der Fraktion der SPD zu Einzelplan 07 mit 
der laufenden Nummer 1 ;wurde im Fachausschuss in der Sitzung am 6. Dezember 2017 zur 
Beratung und Abstimmung gestellt. 

Zu der Begründung der antragstellenden Fraktion sowie dem Abstimmungsergebnis zu dem 
Antrag im Einzelnen wird auf die Anlage verwiesen. 

Der Änderungsantrag fand nicht die erforderliche Mehrheit. 

o Gesamtabstimmung 

Bei der Abstimmung über den Einzelplan 07 sprach sich der Ausschuss mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der AfD für dessen Annahme aus. 

Margret Voßeler 
Vorsitzende 

Anlage 





Lfd. Nr. Antrag-
des steiler 
An-

trags 

1 SPD 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 07 
zum Haushaltsgesetz 2018 

Sachhaushalt 

Antrag 
(eventuell Begründung) 

Kapitel 07 095 Zuweisungen und Zuschüsse für Asylbewerber und Bürgerkriegs-
flüchtlinge 

Titel 684 41 Soziale Beratung von Flüchtlingen 

Erhöhung des Baransatzes 
2018 Ansatz It. HH 2017 

von 25.000.000 Euro 
um 15.000.000 Euro 42.123.100 Euro 
auf 40.000.000 Euro 

Begründung: 
Das Förderprogramm "Soziale Beratung von Flüchtlingen" leistet mit seinen gefestigten Struktu-
ren einen wesentlichen Beitrag zur Integration von Flüchtlingen in NRW. Zur Gewährleistung der 
Beratungsleistungen und Fortführung der angestoßenen Ausweitung des Programmes sowie 
dem Erhalt der PersonalsteIlen, r:nüssen die Mittel mindestens um 15 Millionen Euro erhöht wer-
den. 
Eine Kürzung um 17 Millionen und damit von 42 auf 25 Millionen Euro bedroht die Beratungs-
strukturen sowohl in ihrer personellen als auch finanziellen Planung. Bereits bewilligte Stellen 
könnten nicht aufrechterhalten und bereits eingestelltes Personal sozialverträglich nicht weiter 
beschäftigt werden. 
Daher beantragen wir die Erhöhung um 15 Millionen Euro. 

Abstimmungs-
ergebnis 

abgelehnt 

CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
Grüne ja 
AfD nein 


